
•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Saarwellingen 
hat am 27.04.2023 die Einleitung des Verfahrens 
zur 1. Änderung des Bebauungsplanes „Auf der 
Reisweiler Kupp“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB). 

•	 Der Beschluss zur Einleitung des Verfahrens 
zur 1. Änderung des Bebauungsplanes 
„Auf der Reisweiler Kupp“ wurde am 
04.05.2023 ortsüblich bekannt gemacht  
(§ 2 Abs. 1 BauGB).

•	 Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel­
tungsbereich der 1. Änderung des Bebauungs­
planes gelegenen Flurstücke hinsichtlich ihrer 
Grenzen und Bezeichnungen mit dem Liegen­
schaftskataster übereinstimmen.

•	 Der Bebauungsplan wird gem. § 13 BauGB im 
vereinfachten Verfahren teilgeändert. Gem. §  13 
Abs. 3 BauGB wird eine Umweltprüfung nicht 
durchgeführt.

•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Saarwellingen 
hat in seiner Sitzung am 27.04.2023 den 
Entwurf gebilligt und die öffentliche Auslegung 
der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
„Auf der Reisweiler Kupp“ beschlossen  
(§ 13 BauGB i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Der Entwurf der 1. Ändeurng des Bebauungs­
planes, bestehend aus der Planzeichnung 
(Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie der 
Begründung, hat in der Zeit vom 15.05.2023 bis 
einschließlich 16.06.2023 öffentlich ausgelegen  
(§ 13 BauGb i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB). 

•	 Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der 
Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder 
zur Niederschrift abgegeben werden können, dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei 
der Beschlussfassung über die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes unberücksichtigt bleiben kön­
nen, am 04.05.2023 ortsüblich bekannt gemacht 
(§ 13 BauGB i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentli­
cher Belange sowie die Nachbargemeinden 
wurden mit Schreiben vom 04.05.2023 
von der Auslegung benachrichtigt  
(§ 13 BauGB i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 
Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen 
wurde eine Frist bis zum 16.06.2023 zur Stellung­
nahme eingeräumt.

•	 Während der öffentlichen Auslegung gingen sei­
tens der Behörden und der sonstigen Träger öffent­

licher Belange, der Nachbargemeinden sowie der 
Öffentlichkeit Anregungen und Stellungnahmen 
ein. Die Abwägung der vorgebrachten Bedenken 
und Anregungen erfolgte durch den Gemeinderat 
am 27.06.2024. Das Ergebnis wurde denjenigen, 
die Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht 
haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB).

•	 Der Gemeinderat hat am 27.06.2024 die 
1.  Änderung des Bebauungsplanes „Auf der 
Reisweiler Kupp“als Satzung beschlossen (§ 10 
Abs. 1 BauGB). Der Bebauungsplan besteht aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) 
sowie der Begründung.

•	 Die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Auf der 
Reisweiler Kupp“ wird hiermit als Satzung aus­
gefertigt.

Saarwellingen, den __.__.____

Der Bürgermeister

•	 Der Satzungsbeschluss wurde am 11.07.2024 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214,  215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche gem. §  44 Abs.  3 
Satz  1 und 2 sowie Abs.  4 BauGB und auf die 
Rechtsfolgen des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen 
worden.

•	 Mit dieser Bekanntmachung tritt die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes „Auf der Reisweiler Kupp“, 
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem 
Textteil (Teil B) sowie der Begründung, in Kraft 
(§ 10 Abs. 3 BauGB).

Saarwellingen, den __.__.____

Der Bürgermeister

VERFAHRENSVERMERKE

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes gelten u.  a. folgende Gesetze 
und Verordnungen in den jeweils gültigen Fassungen:
•	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma­

chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394).

•	 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund­
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).

•	 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitplä­
ne und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) 
vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt ge­
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 
2021 (BGBI. I S. 1802).

•	 Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Mai 
2023 (Amtsbl. I S. 762).

•	 § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zu­
letzt geändert durch Gesetz vom 12. Dezember 
2023 (Amtsbl. I S. 1119).

•	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBI. 
2024 I Nr. 153).

•	 Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar­
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 

geändert durch Artikel 162 des Gesetzes vom 
8. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

•	 Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saarlän­
dischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 (Amtsbl. 
2018, S. 358), zuletzt geändert durch Artikel 260 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I 
S. 2629).

•	 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser­
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. 
I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 409).

•	 Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. I S. 1994), zuletzt geändert durch 
Artikel 173 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 
(Amtsbl. I S. 2629).

•	 Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).

•	 Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden­
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 2393).

•	 DWA-M 153 „Handlungsempfehlungen zum Um­
gang mit „Regenwasser“, in der gültigen Fas­
sung. 

•	 DWA-A 138 „Planung, Bau und Betrieb von An­
lagen zur Versickerung von Niederschlagswasser.

•	 Abfallwirtschaftssatzung des EVS (Amtsblatt des 
Saarlandes vom 21.10.2010, S. 815 ff). 

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landeswassergesetz)
Schmutzwasserentwässerung:
Das Entwässerungskonzept sieht vor, das dezentrale Entwässerungsprinzip, das die bestehenden Gewerbebetriebe 
in unmittelbarer Umgebung des Plangebietes nutzen (Entwässerung des häuslichen Abwassers über genehmigte 
Kleinkläranlage) zu übernehmen. Das gewerbliche Abwasser ist entweder zu sammeln oder über entsprechende 
Abwasserreinigungsanlagen zu entsorgen. Eine auf die Schmutzwasserzusammensetzung und die gewässersei­
tigen Einleitbedingungen abgestimmte Abwasserreinigungsanlage ist ansiedlungsbezogen herzustellen. Für die 
Einleitungen in ein Gewässer/Grundwasser sind beim LUA entsprechende Anträge zu stellen.
 
Regenwasserentwässerung:
Freiflächen für gewerbliche Nutzungen sind wasserundurchlässig zu befestigen. Das anfallende Niederschlags­
wasser ist grundsätzlich der, dezentral auf den jeweiligen Grundstücken befindlichen Rückhaltung zuzuführen.
Vor Baubeginn und vor jeder Nutzungsänderung einer Freifläche ist für das gesamte Grundstück eine Beurteilung 
der Behandlungsbedürftigkeit des Niederschlagswassers nach DWA-M 153 „Handlungsempfehlungen zum 
Umgang mit Regenwasser“ in der jeweils gültigen Fassung vorzunehmen und der Gemeinde Saarwellingen 
vorzulegen.
Die Gewerbebetriebe sind verpflichtet und dafür verantwortlich, erforderlichenfalls und entsprechend den 
Vorgaben der Gemeinde Saarwellingen, weitergehende Niederschlagswasserbehandlungsanlagen auf ihrem 
Grundstück zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)
Photovoltaik-, Solaranlagen:
•	 Photovoltaik- und Solaranlagen sind überall zulässig, auch als Dacheindeckung.

Werbeanlagen:
•	 Flächenhafte Werbeanlagen an Gebäudefassaden sind zulässig. Es darf maximal eine Werbeanlage pro Ge­

bäudeseite angebracht werden. Die Werbeanlage darf maximal 10 % der Fassadenfläche einnehmen. Un­
zulässig sind Wechselbild-Werbeanlagen, blinkende Leuchtreklamen sowie zeitweise und ständig sich be­
wegende Werbeanlagen.

•	 Eigenständige Werbeanlagen in Form eines Pylones oder ähnlichem sind nur bis zu einer Höhe von 10 m zu­
lässig. Der Pylon und die daran befestigten Werbeanlagen sind maximal bis zu einer Breite von 4 m zulässig.

Dächer, Fassaden, Stellplätze: 
•	 Dachflächen sind mit hellen und unauffälligen Farben (keine Leuchtfarben) zu versehen, um das Land­

schaftsbild nicht zu beeinträchtigen (Fernsichtwirksamkeit).
•	 Fassaden sind mit unauffälligen Farben (keine Leuchtfarben) zu versehen, um das Landschaftsbild nicht zu 

beeinträchtigen (Fernsichtwirkung). Zur naturschutzfachlichen Aufwertung und Verbesserung des Mikrokli­
mas können Fassaden begrünt werden.

•	 Pkw-Stellplätze sind mit wassergebundenen Materialien zu gestalten und mit 1 Hochstamm pro 6 Stell­
plätze einzugrünen. Freiflächen für gewerbliche Nutzungen sind wasserundurchlässig zu befestigen.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND  
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN  

(GEM. § 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

•	 Der Bebauungsplan wird im vereinfachten Verfahren gem. §  13 BauGB geändert. Damit wird gem. §  13 
Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, 
von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der 
frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

•	 Die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Auf der Reisweiler Kupp“ ist aus dem Flächennutzungsplan entwi­
ckelt.

•	 Die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Auf der Reisweiler Kupp“ ersetzt innerhalb ihres Geltungsbereiches 
den Bebauungsplan „Auf der Reisweiler Kupp“ von 2015.

•	 Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes, von Kurzumtriebs­
plantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere 
Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden oder auf den Stock zu setzen.

•	 Sind im Plangebiet Altlasten oder altlastverdächtige Flächen bekannt, oder ergeben sich bei späteren Bau­
vorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländisches 
Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz in seiner 
Funktion als Untere Bodenschutzbehörde zu informieren.

•	 Im Rahmen der Bauausführung bei Vorliegen konkreter Bauplanungen mit einer Höhe von über 20 m ist 
eine Stellungnahme der Bundesnetzagentur (BNetzA), Fehrbelliner Platz 3, 10707 Berlin, bzw. des betroffe­
nen Richtfunkbetreibers einzuholen. Bei Anforderung einer Stellungnahme sind die geografischen Koordina­
ten (WGS 84) des Baugebiets anzugeben und ausreichend übersichtliches topografisches Kartenmaterial mit 
genauer Kennzeichnung des Baubereiches sowie das Maß der baulichen Nutzung zu übermitteln.

•	 Gemäß Stellungnahme des Landesamtes für Umwelt- und Arbeitsschutz vom 26.03.2013 ist innerhalb des 
Gewerbegebietes eine nächtliche Nutzung im Zeitraum von 22:00 Uhr bis 06:00 Uhr grundsätzlich unzuläs­
sig, es sei denn im Rahmen des Bauantrages wird nachgewiesen, dass eine nächtliche Nutzung verträglich 
ist. Einzelheiten sind in erforderlichen Genehmigungsverfahren zu prüfen. Das Landesamt für Umwelt- und 
Arbeitsschutz ist zu beteiligen.

•	 Seit dem 30.06.2022 erfolgen in Bebauungsplanverfahren keine Bewertungen des Kampfmittelbeseiti­
gungsdienstes mehr zur Gefahr von Bauvorhaben durch Vorhandensein von Kampfmitteln / Munitionsfun­
den. Dies ist im Zuge der weiteren Detailplanung eigenverantwortlich bei der Fachbehörde anzufragen oder 
eine Klärung durch eine zu beauftragende Fachfirma herbeizuführen.

•	 Die Vorschriften der Abfallwirtschaftssatzung des EVS - hier die §§ 7, 8, 13, 15 und 16 (Amtsblatt des Saar­
landes vom 21.10.2010, S. 815 ff) - sowie die einschlägigen berufsgenossenschaftlichen Vorschriften sind 
zu beachten.

•	 Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund 
von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf 
kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenpla­
nung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von mögli­
chen Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und Grund­
stücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

•	 Das Plangebiet liegt im Einwirkungsbereich des bis 2012 geführten Kohleabbaus des Bergwerks Saar im 
Kernzonen- und Randzonenbereich. Die Bauantragsunterlagen für Bauvorhaben innerhalb des Plangebiets 
sind dem Oberbergamt des Saarlandes zur Prüfung und Stellungnahme gemäß § 67 LBO vorzulegen.

•	 Alle Bodenarbeiten sind nach DIN-Vorschrift 18916 (Landschaftsbauarbeiten), 18915 „Vegetationstechnik 
im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“ (schonender Umgang mit Oberboden) sowie DIN 19731 – Verwertung 
von Bodenmaterial durchzuführen. Der erforderliche Bodenabtrag ist zwischenzulagern, vor Verdichtung und 
Verunreinigung zu schützen und möglichst am Standort wieder einzubauen. Anfallende Verdrängungs- und 
Überschussmassen sind, soweit sie nicht vor Ort eingebaut werden, ordnungsgemäß weiter zu behandeln 
und abzufahren. Eine Einplanierung im Baufeld ist unzulässig.

•	 Im Bereich des Bebauungsplanes können sich noch Überreste ehemaliger Westwallanlagen befinden.
•	 Die Einsicht in die verwendeten Normen und Richtlinien ist im Bauamt der Gemeinde Saarwellingen mög­

lich.

HINWEISE

Gem. § 9 Abs. 6 BauGB sollen nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene Festsetzungen sowie Denk­
mäler nach Landesrecht in den Bebauungsplan nachrichtlich übernommen werden, soweit sie zu seinem Ver­
ständnis oder für die städtebauliche Beurteilung von Baugesuchen notwendig oder zweckmäßig sind.

Denkmal
•	 Auf einem Teil des Geltungsbereiches befinden sich Reste der ehemaligen Höckerlinie, die jedoch nicht in der 

Denkmalliste des Landesdenkmalamtes bzw. der Denkmalliste des Landkreises Saarlouis aufgeführt wird. 
Das Landesdenkmalamt des Saarlandes hat zur vorliegenden Planung Stellung genommen (Stellungnahme 
vom 28.02.2023). Demnach sind nach heutigem Kenntnisstand keine Baudenkmäler oder Bodendenkmäler 
von der Planung betroffen.

•	 Auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden (§ 16 Abs. 1 SDSchG) und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 2 
SDSchG) sowie auf § 28 SDSchG (Ordnungswidrigkeiten) wird hingewiesen. 

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN  
GEM. § 9 ABS. 6 BAUGB

HÖHENSTRASSE

Bergbau

•	 Ein Teilbereich des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist als Fläche gekennzeichnet, unter der der Berg­
bau umgeht. 

•	 Das Vorhaben befindet sich im Kernzonen- und Randzonenbereich bergbaulicher Einwirkungen des bis 2012 
geführten Steinkohlenbergbaus der RAG Deutsche Steinkohle AG. Der letzte Abbau liegt inzwischen mehr 
als 10 Jahre zurück, sodass die Einwirkungen an der Tagesoberfläche erfahrungsgemäß abgeklungen sind. 
Zukünftiger Steinkohlenbergbau ist nicht mehr geplant.

•	 Auf den tagesnahen Abbau (0 - 30 m) im Bereich der ehemaligen Privatgrube Schäfer wird hingewiesen. 
Dieser Bereich ist von einer Bebauung (konstruktive Tiefbaumaßnahmen) auszunehmen. Ausnahmen hier­
von können nur nach gutachterlichem Nachweis der Standsicherheit jeder einzelnen Baumaßnahme in 
Verbindung mit einer möglichen Bebauung gemacht werden.

•	 Nach den vorliegenden Unterlagen des Oberbergamtes des Saarlandes befindet sich in unmittelbarer Nähe 
auf einem Nachbargrundstück ein Stollen.

•	 Bauantragsunterlagen für Bauvorhaben innerhalb des Bebauungsplanes sind aus diesem Grund der RAG 
Aktiengesellschaft (Im Welterbe 10, 45141 Essen) zur Prüfung und Stellungnahme gemäß § 67 LBO vorzu­
legen. Gegebenenfalls notwendige Sicherungs- und Anpassungsmaßnahmen sind in Abstimmung mit der 
RAG Aktiengesellschaft durchzuführen.

KENNZEICHNUNGEN GEM. § 9 ABS. 5 BAUGB

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

GE GEWERBEGEBIET
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB UND § 8 BAUNVO)

GRZ
1,0

GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB UND § 19 BAUNVO)

GOKmax.
328 m ü. NN

HÖHE BAULICHER UND SONSTIGER ANLAGEN ALS HÖCHSTMASS; HIER: MAXIMAL 
ZULÄSSIGE GEBÄUDEOBERKANTE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
FELDWIRTSCHAFTSWEG
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

ANSCHLUSS AN VERKEHRSFLÄCHEN; HIER: EIN- UND AUSFAHRTBEREICH
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

FLÄCHEN FÜR ANLAGEN ZUR DEZENTRALEN UND ZENTRALEN ERZEUGUNG, 
VERTEILUNG, NUTZUNG ODER SPEICHERUNG VON STROM, WÄRME ODER KÄLTE 
AUS ERNEUERBAREN ENERGIEN; HIER: WINDKRAFTANLAGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB)

PRIVATE GRÜNFLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB) 

FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR 
ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB) 

UMGRENZUNG DER FLÄCHEN, UNTER DENEN DER BERGBAU UMGEHT
(§ 9 ABS.5 NR.2 UND ABS. 6 BAUGB)

Baugebiet GRZ

Bauweise
Höhe bauli- 

cher Anlagen
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1. Änderung „Auf der Reisweiler Kupp“
Bebauungsplan in der Gemeinde Saarwellingen, Ortsteil Reisbach
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Die Katastergrundlage ist im Original bestätigt. 
Stand Kataster: 15.03.2023

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren 
der analogen Liegenschaftskarte. Durch Transformationsberechnungen 
wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. 
Demzufolge kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte auch 
nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen Liegenschaftskarte 
entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten 
entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, 
dass die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten 
(Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), 
die aus der digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind unter 
diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.

1.	 ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 11 BAUNVO

1.1	GEWERBEGEBIET
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 8 BAUNVO

	
	 Zulässig sind:

	 Ausnahmsweise zulässig sind:

	 Unzulässig sind:

Siehe Plan.

Gem. § 8 BauNVO Gewerbegebiet.

Gem. § 8 Abs. 2 BauNVO:
1.	 Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze 

und öffentliche Betriebe,
2.	 Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
3.	 Anlagen für sportliche Zwecke.

Gem. § 8 Abs. 3 BauNVO:
1.	 Wohnungen für Aufsichts- und 

Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 
und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zuge­
ordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und 
Baumasse untergeordnet sind, 

2.	 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und 
gesundheitliche Zwecke.

Gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 
BauNVO.
1.	 Tankstellen 
2.	 Vergnügungsstätten.

Gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO 
sind Einzelhandelsbetriebe nicht zulässig. Als 
Ausnahme der Festsetzung des Ausschlusses von 
Einzelhandelsbetrieben gilt folgendes: Je Betrieb dürfen 
an der Stätte der Leistung Verkaufsflächen von maximal 
200 m2 für den Verkauf von ausschließlich selbstprodu­
zierter Ware an letzte Verbraucher vorgehalten werden, 
sofern die Verkaufsstätten dem jeweiligen Handwerks- 
oder Gewerbebetrieb direkt zugeordnet und diesem 
baulich und funktional untergeordnet sind.

Gem. § 1 Abs. 5 i. V. m. § 1 Abs. 9 BauNVO sind 
Werbeanlagen, welche sich nicht an der Stätte der 
Leistung befinden, unzulässig.

2.	 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. §§ 16 - 21A 

BAUNVO

2.1 	GRUNDFLÄCHENZAHL (GRZ)
	 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB  

I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird für das Gewerbege­
biet gem. § 9 Abs.  1 Nr.  1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 
und Abs. 4 BauNVO auf 1,0 festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind im Übrigen 
analog § 19 Abs.  4 BauNVO auch die Grundflächen 
von
1.	 Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2.	 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3.	 baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, 

durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 
wird,

mitzurechnen.

2.2 	HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB  
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die maximale Höhe baulicher und sonstiger Anlagen 
innerhalb des Gewerbegebietes wird auf 
max. 328 m ü. NN festgesetzt.

Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maximale 
Höhe ist die Oberkante der baulichen und sonstigen 
Anlagen (Gebäudeoberkante, Attika, etc.). Die 
Gebäudeoberkante wird definiert durch den höchstge­
legenen Abschluss einer Außenwand oder den 
Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut 
(Wandhöhe) oder den Schnittpunkt zweier geneigter 
Dachflächen (Firsthöhe). Die zulässige Höhe kann 
durch untergeordnete Bauteile (technische Aufbauten, 
etc.) auf max. 10 % der Grundfläche bis zu einer Höhe 
von max. 1,50 m überschritten werden. Durch 
Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der zum Betrieb 
erforderlichen Anlagen und Bauteile kann die zulässige 
Gebäudeoberkante weiter überschritten werden.

3. 	 BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB  
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan. 
Gem. § 22 Abs. 4 BauNVO wird eine abweichende 
Bauweise (a) festgesetzt. Demnach sind Gebäudelängen 
von mehr als 50 m zulässig. In der abweichenden 
Bauweise ist eine Grenzbebauung zulässig.

4. 	 ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 	
	 GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN

GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB  
I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Bebau­
ungsplangebiet durch die Festsetzung von Baugrenzen 
bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dürfen Gebäude 
und Gebäudeteile die Baugrenze nicht überschreiten. 
Demnach sind die Gebäude innerhalb des im Plan 
durch Baugrenzen definierten Standortes zu errichten. 
Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem 
Ausmaß kann ausnahmsweise zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck 
der in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke 
oder des Baugebiets selbst dienen und die seiner 
Eigenart nicht widersprechen. Die Ausnahmen des  
§ 14 Abs. 2 BauNVO gelten entsprechend (siehe ergän­
zend Festsetzungen zu Stellplätzen und Garagen sowie  
zu Versorgungsflächen).

Gleiches gilt für bauliche Anlagen soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können.

5. 	 STELLPLÄTZE UND GARAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB 

Garagen und Stellplätze sind innerhalb des 
Gewerbegebietes allgemein zulässig.

6. 	 VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER 
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
FELDWIRTSCHAFTSWEG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB 

Siehe Plan.

7. 	 ANSCHLUSS AN VERKEHRSFLÄCHE; HIER: 
EIN- UND AUSFAHRTBEREICH
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB 

Siehe Plan.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB)

AUSZUG B-PLAN „AUF DER REISWEILER KUPP“

STÄDTEBAULICHES KONZEPT

Quelle: Freese Architekten GmbH, Neumarkt 15, 
66117 Saarbrücken; Stand: April 2024

8. 	 FLÄCHEN FÜR ANLAGEN ZUR DEZENT-
RALEN UND ZENTRALEN ERZEUGUNG, 
VERTEILUNG, NUTZUNG ODER 
SPEICHERUNG VON STROM, WÄRME ODER 
KÄLTE AUS ERNEUERBAREN ENERGIEN; 
HIER: WINDKRAFTANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 12 BAUGB 

Siehe Plan.
Innerhalb der entsprechend festgesetzten Versorgungs­
flächen ist die Errichtung von Kleinwindkraftanlagen 
mit einer Gesamtanlagenhöhe bis max. 50,0  m 
(max. 362 m ü. NN), die dem Gewerbebetrieb zugeord­
net sind, zulässig. 

Maßgebender oberer Bezugspunkt für die 
Gesamtanlagenhöhe ist die höchstgelegene 
Flügelspitze über Grund (höchstmöglicher Punkt der 
Rotorblattspitzen innerhalb eines Rotationszyklus).

9. 	 PRIVATE GRÜNFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB 

Siehe Plan.
Parallel zur südlich angrenzenden öffentlichen 
Straßenverkehrsfläche der „Höhenstraße“ werden 
5,0  m breite private Grünflächen festgesetzt. Dort 
sind Zufahrten und Stellplätze mit wasserdurchlässiger 
Befestigung ausnahmsweise zulässig.

10. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND 
LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB 

Innerhalb der entsprechend festgesetzten Maßnahmen­
fläche an der nördlichen Geltungsbereichsgrenze 
sind Feldgehölze bzw. Hecken aus regionaltypi­
schen Laubgehölzen zu entwickeln (in Anlehnung an 
die Festsetzung des vorherigen Bebauungsplanes). 
Wenn nötig sind die Flächen vorher mit kultivier­
barer geeigneter Bodenmasse abzudecken. Es sind 
Arten der Pflanzliste zu nutzen. Es sind in einem 
Abstand von ca. 15,0 m zueinander Hochstämme zu 
pflanzen. Dazwischen und zu den Rändern hin sind 
Initialpflanzungen mit Gruppen-Strauchpflanzungen 
mit einem Abstand von ca. 3,0 m zueinander anzule­
gen. Es werden jeweils 3 bis 5 Individuen der gleichen 
Art in Gruppen angesetzt.

Bei der Beleuchtung der Freiflächen und Stellplätze 
sind im Sinne von § 41a Bundesnaturschutzgesetz 
insektenfreundliche Beleuchtungssysteme (z. B. LED-
Leuchten oder Natriumdampf-Niederdruck-Lampen 
oder LEB-Lampen) mit maximal 3.000 Kelvin und nicht 
übermäßig aufheizende geschlossene Lampengehäuse 
mit nach unten abstrahlendem Lichtkegel zu verwen­
den. Die Ausleuchtung aller Flächen sollte auf das zur 
Funktionserfüllung notwendige minimale Maß begrenzt 
werden, insbesondere ist die Beleuchtung an den äuße­
ren Grenzen des Campingplatzes auf ein Minimum zu 
beschränken. Dauer und Intensität der Beleuchtung soll­
ten durch den Einbau von Dämmerungsschaltern und 
Bewegungsmeldern oder auch durch Zeitschaltuhren 
weiter minimiert werden.

11. NUTZUNG ERNEUERBARER ENERGIEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 23B BAUGB

Auf den Dachflächen der Hauptgebäude sind Anlagen 
zur Nutzung von Solarenergie / Photovoltaik sowie 
ggf. weitere bauliche Maßnahmen für den Einsatz 
erneuerbarer Energien vorzusehen (u. a. auch statische 
Aufwendungen im Dachbereich).

12.	 ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25A BAUGB

Innerhalb der privaten Grünfläche ist eine Baumreihe 
zu entwickeln. Es sind mindestens 10 hochstämmige, 
einheimische und regionaltypische Laubbäume gemäß 
Pflanzliste zu pflanzen. Dazwischen kann eine Wiese  
angelegt werden und / oder es können Bepflanzungen 
mit Strauch- und Heckenpflanzen erfolgen. Es sind 
ausnahmsweise auch Zufahrten und Stellplätze mit 
wasserdurchlässiger Befestigung zulässig.

Zur inneren Durchgrünung des Gewerbegebietes sind 
die nicht überbauten oder als Nutz- / Lager- / Stell­
flächen benötigten Flächen gärtnerisch anzulegen. 
Zulässig sind alle Maßnahmen, die geeignet sind, eine 
ansprechende Durchgrünung des Gebietes zu schaffen. 
Es können extensive Rasenflächen und Wiesen mit 
eingestreuten Ruderalfluren entwickelt werden sowie 
Anpflanzungen von Einzelbäumen und Sträuchern erfol­
gen. Es sind mindestens 10 hochstämmige Einzelbäume 
zu pflanzen. Es sind einheimische, standortgerechte, 
hochstämmige Baum- und Straucharten der Pflanzliste 
zu verwenden. Der Anteil an Ziergehölzen darf 20 % 
nicht übersteigen. 

Im Bereich von Stellplatzflächen sind Bepflanzungen 
mit einheimischen, standortgerechten Einzelbäumen 
durchzuführen. Pro 6 Stellplätze ist mindestens ein 
Laubbaum gem. Pflanzliste zu pflanzen.

Die Einzelbäume sind fachgerecht zu pflegen und 
dauerhaft zu erhalten. Die Pflanzqualität muss die 
Gütebestimmungen für Baumschulpflanzen, 1995 der 
FLL (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung, 
Landschafsbau e.V., Bonn) entsprechen. Bei der 
Anpflanzung der Laubbäume an einem Standort, bei 
dem der Durchwurzelungsbereich begrenzt ist, ist die 
DIN 18916 anzuwenden. Dies bedeutet, dass die offe­
ne oder mit einem dauerhaft luft- und wasserdurchläs­
sigen Belag versehene Fläche mindestens 6 m² betra­
gen und der durchwurzelbare Raum eine Grundfläche 
von mindestens 16 m² und eine Tiefe von mindestens 
80 cm haben muss. Der Erhalt der Funktionalität der 
gepflanzten Bäume muss für mindestens 30 Jahr gesi­
chert sein.

Pflanzliste:
Für die Hochstämme sind folgende Arten zu verwen­
den:
•	 Ahorn (Acer campestre/platanoides/pseudoplata­

nus) 
•	 Stiel-/Trauben-Eiche (Quercus robur/petraea)
•	 Vogelkirsche (Prunus avium)
•	 Hainbuche (Carpinus betulus) 
•	 Vogelbeere (Sorbus aucuparia)

Mindestqualität der Hochstämme: 3-mal verpflanzt, 
mindestens 12-14 cm Stammumfang (StU) gemessen 
in 1,0 m Höhe.

Für die Sträucher sind folgende Arten zu verwenden:
•	 Hainbuche (Carpinus betulus) 
•	 diverse Wildrosen (Rosa spec.)
•	 Schneeball (Viburnum opulus/lantana) 
•	 Blutroter Hartriegel (Cornus sanguinea) 
•	 Vogelbeere (Sorbus aucuparia)
•	 Holunder (Sambucus nigra und racemosa) 
•	 Weißdorn (Crataegus monogyna/ laevigata)
•	 Hasel (Corylus avellana) 
•	 Feld-Ahorn (Acer campestre) 
•	 Pfaffenhütchen (Eyonimus europaeus)
•	 Schlehe (Prunus spinosa)

Mindestqualität der Sträucher: 2-mal verpflanzt, 
H 80-120 cm.

Es sind gebietsheimische Gehölze mit der regio­
nalen Herkunft „Westdeutsches Bergland und 
Oberrheingraben“ (Region 4) nach dem Leitfaden zur 
Verwendung gebietseigener Gehölze“ (BMU, Januar 
2012) zu verwenden. Bei Saatmischungen ist dar­
auf zu achten, dass es sich um zertifiziertes Regio-
Saatgut aus dem Ursprungsgebiet „Oberrheingraben 
mit Saarpfälzer Bergland (UG 9) handelt.

Alle hochstämmigen Bäume sind anzupfah­
len. Die Flächen um die Pflanzen sollten gemulcht 
(Gras- oder Rindenmulch) werden, um die 
Anwuchswahrscheinlichkeit zu erhöhen und die 
Pflegekosten zu minimieren. Die Gehölzpflanzen 
benötigen wie alle Neupflanzungen die obli­
gatorische Anwuchspflege (Schnitt, Wässerung, 
Wundbehandlungen bei Beschädigungen, etc.). Wenn 
nötig sind sie anfangs gegen Wildverbiss einzeln 
oder durch Zäunung insgesamt zu schützen. Die 
Pflanzarbeiten können im Frühjahr oder Herbst durch­
geführt werden. Für alle Pflanzarbeiten gelten die 
Bestimmungen der DIN 18916. Für eine fachgerechte 
Pflege hat der Verursacher Sorge zu tragen. Dies gilt 
insbesondere für die ersten Jahre der Anpflanzungen 
(Herstellungspflege).

Flachdächer und flachgeneigte Dächer (Neigung bis zu 
30°) sind extensiv zu begrünen. Eine Nutzung als 
Dachgarten ist zulässig. Dabei ist ein Begrünungssystem 
zu wählen, welches das dauerhafte und vitale Wachstum 
von Gräsern, Polsterstauden und zwergigen Gehölzen 
auch während länger anhaltender Hitze- und 
Trockenheitsperioden gewährleistet. Ausgenommen 
hiervon sind Flächen für technische Dachaufbauten 
oder Anlagen zur Nutzung regenerativer Energien (inkl. 
deren Wartung und Zuwegung).

13. 	KOMPENSATIONSMASSNAHMEN
GEM. § 9 ABS. 1A BAUGB

Das entstehende ökologische Defizit von 38.578 öko­
logischen Werteinheiten wird durch folgende 
Maßnahmen (siehe beigefügte Abbildung „Lage der 
externen Kompensationsmaßnahme“; Flur 2, Flurstück 
Nr.  515/86, Nr. 90 und Nr. 844/91, Gemarkung 
Thalexweiler) kompensiert. Die Kostenübernahme, das 
Flächeneigentum bzw. die dingliche Berechtigung 
sowie der Vollzug des Ausgleichs ist gem. § 1a Abs. 3 
Satz 4 i. V. m. § 11 BauGB zwischen dem Bauantragsteller / 
Vorhabenträger und der Kommune vertraglich gesi­
chert. 

ÄNDERUNGSBEREICH

Als Maßnahme wird festgelegt, auf der südlichen 
Teilfläche die Obstwiese auf den Grünlandbereich aus­
zudehnen und auf der nördlichen Teilfläche die 
Obstbaumreihe zu komplettieren. Beide Flächen wer­
den ab sofort extensiv und düngerfrei in 1-2-schüriger 
Mahd (1. Mahdtermin n. dem 15.6.) bewirtschaftet.
Gem. Planskizze werden insgesamt 32 Obstbaumsolitäre 
(alte einheimische Sorten, Hochstämme 3xv, mB, STU 
12-14), vorzugsweise in Abständen von 12-13 m bzw. 
in der nördlichen Teilfläche in die Pflanzlücken gepflanzt. 
Die Bäume werden mit 2 Holzpfählen oder 3-Bock 
gesichert und erhalten einen Pflanzkorb zur Abwendung 
von Wühlmausschäden. In den in den ersten 10 
Standjahren erfolgt ein jährlicher Erziehungsschnitt, um 
ein stabiles Kronengerüst aufzubauen.
Entwicklungsziel des Unterstandes ist eine untergras­
reiche magere Flachlandmähwiese des FFH-Lebens­
raumtyps 6510. (vgl. Begründung zum Bebauungsplan, 
Anlage).

14. 	GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

LAGE DER EXTERNEN KOMPENSATIONSMASSNAHME

Quelle: ARK Umweltplanung und -consulting, Paul-
Marien-Straße 18, 66111 Saarbrücken; ohne Maßstab
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